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Protest und technische Überwachung
Das Beispiel Videoüberwachung
Peter Ullrich
1 | Protest, Technik,
(Video-)Überwachung
Die Diskussion um das Verhältnis von Technik
und Protest/sozialen Bewegungen fokussiert sich
erstens häufig auf Technologieimplementierung
und Technikfolgen als Thema politischen Ak-
tivismus.1 Dafür stehen historisch die Maschi-
nenstürmer_innen und aktuell die Konflikte um
infrastrukturelle Großprojekte wie Stuttgart 21,
Atommüllendlager oder die „Energiewende“,
aber auch Bewegungen gegen Überwachung.
Doch es gibt deutlich mehr Relationen zwischen
Protest und Technik. Denn zweitens sind sozia-
le Bewegungen kreative Nutzer von Technik.
Dies beschränkt sich keinesfalls auf die ubiqui-
täre und auch in der Forschung gewürdigte Nut-
zung von Medien wie Bild und Film (vgl. bspw.
Memou 2013; Doerr et al. 2013) oder soziale
Netzwerke für Mobilisierungszwecke.2 Vielmehr
gibt es teilweise komplexe technische Infrastruk-
turen von Bewegungsakteuren, von „Lautigrup-
pen“ (die Lautsprecheranlagen für Demonstra-
tionen betreiben) über Freie Radios, weltweit
kooperierende alternative Newsportale (Indyme-
dia) oder Internetkommunikationsinfrastruktur
(Server, Kommunikationsdienste, Verschlüsse-
lung, Webhosting usw.) bis hin zu technikba-
sierten Protestformen (Hacktivism, Online-Cam-
paining, Cyber-Attacken). In diesem Kontext
erfolgt drittens auch Technikentwicklung durch
soziale Bewegungen. Insbesondere über den
Bewegungscharakter der Hacker- und Open-
Source-Community wurde geforscht (Zimmer-
mann 2004; Meyer 2011: 74ff.; Dolata/Schra-
pe 2014). Mit der Entwicklung anspruchsvoller
Software steht diese Bewegung für alternative
Formen der Produktion von Wissen als Com-
mons und ist zugleich Ausgangspunkt themen-
affinen politischen Campaignings (Haunss
2013).
Viertens schließlich sind soziale Bewegun-
gen ein Objekt von Technik, insbesondere von
Überwachungstechnik (Daphi et al. 2013).
Staatlicher Umgang mit sozialen Bewegungen
ist zunehmend ein technisierter: Die Verfas-
sungsschutzämter beziehen einen Großteil ih-
rer Informationen für die jährlichen Berichte
über „extremistische Bestrebungen“ aus dem
Internet; BKA und Landespolizeien weiten ihre
Erfassung aus,3 auf internationaler Ebene wer-
den Datenbanken und Informationsdienste
ausgebaut. Es bedurfte nicht erst des NSA-
Skandals, um zu verdeutlichen, wie sich rapide
entwickelnde Technologie neue Zugriffsweisen
auf Bewegungen eröffnet, alte umfassender
nutzbar macht und somit die Regierungswei-
sen von sozialen Bewegungen und Protest sub-
stanziell verändert (Heßdörfer et al. 2010;
Ullrich 2012). Die technologiebezogenen As-
pekte dieser Entwicklung zum „technology led
policing“ (De Pauw et al. 2011) basieren auf
der steten Verbesserung und Verbilligung der
Technik, der zunehmenden Vernetztheit aller
Aspekte des gesellschaftlichen und privaten
Lebens sowie dem Gebrauch dieser Vorausset-
zungen für das Protest-Policing.4 Denn spätes-
tens seit den 70er Jahren sind „polizeiliches
und technisch-technologisches Lernen und
Handeln vor allem in den polizeilichen Kern-
bereichen eins“ (Narr 1998). Dies soll im Fol-
genden exemplarisch am Beispiel der Video-
überwachung von Versammlungen dargestellt
werden. Interessanterweise zeigt sich, dass alle
vier benannten Relationen von Technik und
Protest in diesem Themenfeld eine Rolle spie-
len.
Die Videoüberwachung von Versammlungen
durch die Polizei gehört mittlerweile zum Stan-
dardrepertoire protestbezogener Policing-Tech-
niken. Dafür verantwortlich sind einerseits eine
sukzessive Ausweitung der Nutzung in der
Themenschwerpunkt
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polizeilichen Praxis, andererseits auch Bestre-
bungen zur Ausweitung der gesetzlichen Ein-
griffsgrundlagen. Die Omnipräsenz von Kame-
ras und das immer wieder aufbrechende öf-
fentliche Interesse am Thema kontrastiert auf-
fällig mit bisher geringen Forschungsaktivitä-
ten (vgl. o.A. 2013; Haunss/Ullrich 2013).
Videoüberwachung von Versammlungen wur-
de lediglich in der juristischen Literatur aus-
führlicher behandelt (u.a. Dietel et al. 2008;
Koranyi/Singelnstein 2011; Kutscha 2011);
Bewegungs- und Protestforschung und die Sur-
veillance Studies hingegen haben sich mit dem
Thema bisher nur überblickshaft und konzep-
tuell (Ullrich/Wollinger 2011a; Ullrich/Wol-
linger 2011b) oder in empirischer Hinsicht
explorativ befasst (Ullrich 2012). Die folgen-
de Darstellung fußt auf den angeführten Pu-
blikationen und reflektiert einige jüngere Ent-
wicklungen mit Fokussierung auf die techni-
schen Aspekte des Themas. Die Abschnitte
thematisieren im Einzelnen die aktuelle Geset-
zeslage (Abschnitt 2), die (juristischen) Ausei-
nandersetzungen um fragwürdige Polizeiprak-
tiken (3), die zur Anwendung kommende Tech-
nik und ihre Entwicklung (4), die Reaktions-
weisen von Protestierenden (5) sowie bilanzie-
rende Überlegungen (6).
2 | Rechtlicher Rahmen
Seit dem 6.9.1989 erlaubt das bundesdeutsche
Versammlungsgesetz (VersG) Videoaufzeichnun-
gen von Versammlungen und Demonstrationen.
Die Geschichte des Einsatzes von Videoüber-
wachungskameras zur Kontrolle politischer
Demonstrationen lässt sich jedoch für die Bun-
desrepublik, wie auch für andere Länder (bspw.
Großbritannien), bis in die fünfziger Jahre
zurückverfolgen (Kammerer 2008b). Rechtlich
zeichnen sich „Versammlungen“ dadurch aus,
dass sie der öffentlichen Äußerung von Mei-
nungen zur politischen Willensbildung dienen,
was in Art. 8 GG, dem Grundrecht auf Ver-
sammlungsfreiheit, besonders geschützt ist.
Nach dem Versammlungsrecht können Bild- und
Tonaufnahmen in der Regel nur unter der
Voraussetzung angefertigt werden, dass tatsäch-
liche Anhaltspunkte für eine Gefahr für die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung vorliegen
(§12a Abs. 1 VersG). Bloße Vermutungen recht-
fertigen keine Maßnahmen. In der Polizeipra-
xis werden die daraus resultierenden hohen
Eingriffsschwellen jedoch häufig nicht beach-
tet (Vgl. Abschnitt 3).
Seit einigen Jahren ist die Rechtslage Ver-
änderungen unterworfen. Mit der Föderalis-
musreform von 2006 bekamen die Länder die
Kompetenz, eigene Landesversammlungsgeset-
ze zu erlassen. Davon machten bisher Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Bayern und Niedersachsen
Gebrauch und erließen eigene Landesversamm-
lungsgesetze. Brandenburg hat nur durch ein
ergänzendes Gesetz Demonstrationen an und
auf Gräberstätten verboten. Berlin regelt aus-
schließlich den Teilbereich zu Videoaufzeich-
nungen durch Landesrecht neu. Für Baden-
Württemberg und Schleswig Holstein liegen
Gesetzentwürfe vor. Eine Tendenz der neuen
Gesetze und Entwürfe besteht in einer Erhö-
hung bürokratischer Hürden für Versamm-
lungsveranstalter_innen und einem Zuwachs
behördlicher Kompetenzen. Damit werden
Versammlungen, so Gintzel (2010), immer mehr
von einem zu schützenden Grundrecht zu ei-
nem Fall für das Polizeirecht.
Die Erweiterung der Video-Datenerfassung
und -speicherung (Legalisierung verdeckter
Videoüberwachung, Videoüberwachung in ge-
schlossenen Räumen und Übersichtsaufnahmen,
Ausweitung der Speicherfristen, Aufzeichnung
unbeteiligter Dritter) gehörte zu den Motiven
für die Neuregelungen in den Bundesländern
(Koranyi/Singelnstein 2011; Ullrich/Wollinger
2011a). Vieles wurde mittlerweile umgesetzt.
So erlaubt das niedersächsische Gesetz ausdrück-
lich auch Aufnahmen auf dem Weg zu einer
Versammlung und das sachsen-anhaltinische
stellt Videoaufnahmen von Teilnehmer_innen
unter den gleichen Vorbehalt wie Aufnahmen
der Polizei. In Bayern sollte die anlasslose An-
fertigung von Übersichtsaufnahmen und ver-
deckte Videoüberwachung gestattet werden.
Neben anderen illiberalen Einschränkungen war
Protest und technische Überwachung
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dies Gegenstand einer Klage vor dem Verfas-
sungsgerichtshof, die zu einer Abmilderung
zumindest einiger Verschärfungen führte.
Die jüngste gerichtliche Auseinanderset-
zung wurde vor dem Verfassungsgerichtshof
des Landes Berl in ausgefochten. Die
Kläger_innen im abstrakten Normenkontroll-
verfahren hielten die der Polizei in Berlin (ent-
sprechende Regelungen existieren in Bayern
und Niedersachsen, nicht aber im bundeswei-
ten VersG) eingeräumte Möglichkeit der an-
lasslosen Anfertigung von Übersichtsaufnah-
men (ohne Aufzeichnung) für verfassungswid-
rig. Diese Einschätzung teilten die Rich-
ter_innen nicht (bei einem Minderheitenvo-
tum). Der Polizei sind also solche Aufnah-
men zum Zwecke der Lenkung und Leitung
bei großen unübersichtlichen Lagen gestat-
tet. Verschiedene weitere Regelungsbereiche
des Bundesversammlungsgesetzes sind unter
Jurist_innen umstritten; dies betrifft vor al-
lem die Frage der verdeckten Videoüberwa-
chung und der Überwachung von Versamm-
lungen in geschlossenen Räumen.5
3 | „Vorwärtsverrechtlichung“ des
technisch Möglichen
Mit der Neuregelung der Befugnisse zur Vi-
deoüberwachung im Berliner Landesgesetz und
dem erwähnten Urteil des Berliner Verfassungs-
gerichts wurde nachträglich die rechtliche
Grundlage für eine Praxis geschaffen, die längst
Einzug in die Polizeiarbeit gefunden hatte. Die
Polizei fertigte, auch nach eigenem Bekunden
(VerfG Berlin 129/13: 30), bisher Übersicht-
saufnahmen an. Dabei hatte das Verwaltungs-
gericht Berlin schon in zwei Urteilen festge-
stellt, dass die anlasslose generelle Überwa-
chung von Demonstrationen einen nicht hin-
nehmbaren Grundrechtseingriff darstellt (VG
Berlin VG 1 K 905.09 und VG 1 K 818.09).
Sowohl die Videoüberwachung der überwa-
chungskritischen Demonstration „Freiheit statt
Angst“ im Jahre 2009 und 2010 als auch die
einer Demonstration gegen Atommülltranspor-
te waren rechtswidrig. Das Gericht hob in sei-
nen Entscheidungen nicht zuletzt die techni-
schen Möglichkeiten heutiger Videokameras
hervor. Insbesondere die immense Zoomfähig-
keit moderner Kameras würde eine prinzipiel-
le Erkennbarkeit einzelner Teilnehmer_innen
ermöglichen. Daher, so das Verwaltungsge-
richt, liegt auch ohne Aufzeichnung (also bei
bloßer Übertragung der Bilder in ein Lagezen-
trum) ein Verstoß gegen die Versammlungsfrei-
heit vor. Denn dies wurde einerseits nicht al-
len Teilnehmenden kundgetan; andererseits sei
eine einschüchternde Wirkung auch durch die
bloße Anwesenheit eines der Demonstration
vorausfahrenden Übertragungswagens gegeben.
Ähnlich hatte schon 2009 das Verwaltungsge-
richt Münster (VG Münster 1 K1403/08,)
anlässlich einer Demonstration zum Thema
„Urantransporte stoppen!“ geurteilt. Das Ge-
richt betonte, dass weder die rein abstrakte
Möglichkeit von Gefahren noch der bloße
Verdacht polizeiliche Videoüberwachung recht-
fertigt, wie die Polizei argumentiert hatte. Im
gleichen Tenor wie bei den Berliner Urteilen
wurde eine anlasslose Videoüberwachung nach-
träglich als rechtswidrig eingestuft.
Diese Gerichtsentscheidungen und voran-
gegangene Prozesse erhellen wohl nur die Spit-
ze eines Eisbergs. Denn in „der Praxis der
Gerichte spielt das Thema […] nur selten eine
Rolle, da ein Vorgehen gegen Videoaufzeich-
nungen im vorläufigen Rechtsschutzverfahren
kaum jemals in Betracht kommt und in der
Regel weder Organisatoren noch Teilnehmer
die Mühe auf sich nehmen, die Rechtmäßig-
keit der Maßnahmen nachträglich gerichtlich
überprüfen zu lassen“ (Koranyi/Singelnstein
2011: 124). Weniger juristisch formuliert be-
deutet dies: Während einer laufenden Versamm-
lung ist es nicht möglich, eine Einstellung der
Videoüberwachung zu erwirken. Im Nachhin-
ein ihre Unrechtmäßigkeit feststellen zu las-
sen, ist wenig attraktiv, da die Mühsal und
potenziellen Kosten der Klage auf sich genom-
men werden müssen. Der eigentliche Überwa-
chungseffekt ist aber zu diesem Zeitpunkt




FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 27. Jg. 4 | 2014
Die Neufassungen der Versammlungsgeset-
ze stellen Ausprägungen einer Tendenz dar,
die Narr (1998) als „Vorwärtsverrechtlichung“
bezeichnet hat: die stete Ausweitung polizeili-
cher Befugnisse durch diffuse Rechtsbegriffe
und pauschale Kompetenzen. Außerdem wer-
den bestehende Beschränkungen staatlichen
Handelns, zumal, wenn sie gerichtlich unter-
mauert werden und deshalb gegenteilige poli-
zeiliche Rechtsauslegungen ausgeschlossen sind,
auch zum Ausgangspunkt gesetzlicher Neure-
gelungen. So können im Prozess der „parado-
xen Verrechtlichung“ (Kutscha 2003) gericht-
liche Entscheidungen, die hoheitliches Handeln
begrenzen, zum Ausgangspunkt weiterer Ent-
grenzung staatlicher Macht werden (Fisahn
2009). Die Polizei selbst oder ihr nahestehen-
de Lobbyorganisationen wie Polizeigewerk-
schaften sind dabei eine wesentliche Triebkraft.6
4 | Technikentwicklung
Sicherlich können sich wandelnde Sicherheits-
dispositive im „System der Inneren Sicherheit“
(Narr 1998), der „Sicherheitsgesellschaft“ (Stol-
le/Singelnstein 2008) oder der „Kultur der
Kontrolle“ (Garland 2008) als Motor der  skiz-
zierten Entwicklungen vermutet werden (Ull-
rich/Wollinger 2011b). Dabei spielt insbe-
sondere die Fokussierung der Polizeiarbeit auf
Prävention und Risikomanagement eine große
Rolle (Funk/Werkentin 1985; Feeley/Simon
1992; Ericson/Haggerty 2001; Ullrich 2012).
Doch die eingesetzte Technologie ist eine not-
wendige Voraussetzung und ihre (Weiter-)Ent-
wicklung ein zusätzlicher Antrieb: Was tech-
nisch nicht möglich ist, kann auch nicht ge-
macht werden; was technisch möglich, aber
unter Umständen nicht erlaubt ist, weckt Be-
gehrlichkeiten. Diese führen dann gegebenen-
falls zu einer schleichenden polizeipraktischen
oder nachholenden rechtlichen Ausweitung der
Anwendungsszenarien von Technologien (func-
tion creep). So sind nicht alle technologischen
Neuerungen, die die Polizeiarbeit in den ver-
gangenen Jahren verändert haben, schon im
Kontext des Protest Policings relevant – dazu
gehören beispielsweise automatisierte Kennzei-
chenerfassung, Bodycams oder Taser. Dies kann
sich allerdings schnell ändern, wie die Geschich-
te verschiedener Technikinnovationen zeigt.
Der Einsatz von Videoüberwachung auf
Versammlungen erfolgt i.d.R. durch einzelne
Beamt_innen oder spezielle Einheiten (bspw.
Beweissicherungs- und Festnahmeeinheiten) der
Polizei zu Fuß, installiert auf oder in polizeili-
chen Einsatzfahrzeugen oder Hubschraubern
sowie durch stationäre Kameras. Kameras wur-
den in den letzten Jahren deutlich billiger, klei-
ner und leistungsfähiger. Dies ermöglicht
immer genauere Identifizierungen und das Ver-
bergen der Überwachungstechnik. Eine wich-
tige Rolle spielen Beweissicherungs- und Do-
kumentationskraftwagen (BeDoKw; zum Teil
existieren auch alternative Bezeichnungen in
den Ländern), die beispielsweise in Berlin alle
Einsätze der Einsatzhundertschaften begleiten,7
somit insbesondere Demonstrationen oder auch
Fußballspiele. Früher noch mit Hebebühnen
oder Dachaufbauten für filmende Beamt_innen
ausgestattet, sind sie heute rollende Hi-Tech.
Sie beinhalten beispielsweise Kameras mit
Überblicks- und Zoomfunktion, die bis zu 4
Meter hoch ausgefahren werden können, Da-
tenspeicher und die Möglichkeit der direkten
Erstellung von Portraitausdrucken an einem
vernetzten Computerarbeitsplatz im Fahrzeug.
Ein bei Landes- wie Bundespolizeien verbreite-
tes Modell der Firma „elt“ auf Basis eines
Mercedes Sprinter wird auch mit der optiona-
len Ausstattung verdeckter Kameras angebo-
ten. Auch ohne diese Zusatzausrüstung ist die
Kamera bei eingefahrenem Mast nicht ohne
weiteres zu erkennen.8 Neben optischer Über-
wachung kann das Fahrzeug auch mit Kom-
munikations- und Funküberwachung (Richtmi-
krophone, IMSI-Catcher u.ä.) sowie Funkstö-
rung ausgerüstet werden. Eine weitere vom
Hersteller angebotene Ausstattungsoption ist
Software für automatisierte Zielverfolgung. 76
neue BeDoKW hat das Innenministerium im
Juli 2014 für Bundes- und Landespolizeien be-
stellt, allerdings ohne Angaben zur realisier-
ten Ausstattung.9
Protest und technische Überwachung
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Die weitreichendste technische Entwicklung
ergab sich durch die zunehmende Verbreitung
von Flugrobotern, sogenannten UAVs (unman-
ned aerial vehicles) oder Drohnen. Anders als
bei den öffentlich diskutierten bewaffneten
Szenarien der Bundeswehr dienen polizeiliche
Drohnen vor allem der Sensorik, insbesondere
der Anfertigung und Übertragung von Bild-
aufnahmen. Sie können auch mit Infrarotsen-
soren, Nachtsichtkameras, Gasdetektoren,
Mikrophonen, W-LAN-Überwachung u.a. aus-
gerüstet werden (Tchouchenkov et al. 2014).
Obwohl ihr Einsatz als fliegende Kameras ei-
nen schwerwiegenden Grundrechtseingriff dar-
stellt (Gusy 2014), werden sie von Befürwor-
ter_innen als kostengünstiger im Vergleich mit
Hubschraubern, dafür aber genauso „effizient,
(…) leiser, unauffälliger“10 angepriesen. Bun-
desweit sind etwa 10 Drohnen im Polizeibe-
trieb, bei der Bundespolizei und den Landes-
polizeien in Berlin, Hessen, Niedersachsen,
NRW, Saarland und Sachsen (Sauerbrey 2013;
Gusy 2014). Verschiedene Einsätze im Zuge
von Protesten sind dokumentiert, unter ande-
rem bei den Anti-Castor-Protesten im nieder-
sächsischen Wendland im Jahr 201011, 2011 bei
antifaschistischem Protest in Dresden12 und bei
einer NPD-Demo in Bremen (mit einem aus
Niedersachsen geborgten Gerät); über die Ein-
satzszenarien der Polizeidrohne im Saarland gibt
es widersprüchliche Angaben. Insgesamt scheint
Drohneneinsatz bei Demonstrationen bisher
noch kein Massenphänomen.
Der Effekt des function creep und damit
des Technologie- und Strategietransfers inner-
halb der Polizei lässt sich anhand der sächsi-
schen Polizeidrohnen von der deutschen Firma
Microdrones verdeutlichen (Ullrich/Wollinger
2011a: 146f). Das erste der mittlerweile zwei
vorhandenen Modelle wurde angeschafft, um
Fußballfans und Hooligans zu überwachen. Ihr
filmender Einsatz auch auf politischen Ver-
sammlungen ist rechtlich wie technisch aber
keinen anderen Hürden unterworfen als ande-
re Polizeikameras und kam in der Folge auch
bei Demonstrationen zum Einsatz. Internatio-
nal gibt es mittlerweile vielfältige Verwendungs-
arten in verschiedenen Bereichen militärischer
und polizeilicher Tätigkeit sowie im Zivilschutz
– auch im Kontext von Protest (Eick 2009).
Die Einsatzszenarien und technischen Möglich-
keiten werden dabei immer umfangreicher. Sie
beinhalten den autonomen Einsatz in Gebäu-
den und an unzugänglichen Orten sowie die
dauerhafte Komplettüberwachung bestimmter
Räume durch selbststeuernde Schwärme von
Drohnen (Tchouchenkov et al. 2014).
Als Mittel des Protest-Policings und der
Aufstandsbekämpfung hat jüngst die südafri-
kanische Firma „Desert Wolf“ den sogenann-
ten „Skunk Riot Control Copter“ vorgestellt.
Diese Drohne ist nicht nur mit Kameras zur
Kontrolle und Dokumentation ausstattet, son-
dern hat Technologie an Bord, die der Zer-
streuung von Menschenmengen dienen soll.
Dazu gehört blendendes Stroboskoplicht, Laut-
sprecher für verbale Aufforderungen an die
Demonstrierenden und eine Einrichtung die
4000 Kugeln (Pfefferspray, Hartplastik, mar-
kierende Paintballs) verschießen kann. 25 Ex-
emplare seien schon an ein Bergbauunterneh-
men verkauft worden.13 Die extrem gewalttä-
tige Niederschlagung des südafrikanischen
Bergarbeiter_innenstreiks (Marikana-Massak-
ker) mit vielen Toten ist dabei noch in fri-
scher Erinnerung und wird sogar zur Legiti-
mation der bewaffneten Drohne herangezogen
– und verdeutlicht einmal mehr „die zuneh-
mende (…) Verschmelzung von militärischer,
geheimdienstlicher und ziviler Sicherheitspoli-
tik, -wirtschaft, -technik und -forschung“ (Eick
2009).
5 | Gegenüberwachung
Das Berliner Verfassungsgericht hat trotz Be-
stätigung der Verfassungsmäßigkeit der Über-
sichtsaufnahmen zugleich zugestanden, dass das
Filmen von Versammlungen demokratietheore-
tisch problematisch ist und entsprechend nur
im Ausnahmefall Anwendung finden soll. Die-
ses Urteil stellt sich damit in die Tradition
vieler gleich und ähnlich lautender Gerichts-
entscheidungen, die ausgehend vom Verfassungs-
Peter Ullrich
| 45
FORSCHUNGSJOURNAL SOZIALE BEWEGUNGEN 27. Jg. 4 | 2014
gerichtsurteil zur Volkszählung aus dem Jahre
1983, mit dem das Grundrecht auf informati-
onelle Selbstbestimmung begründet wurde,
annehmen, dass Überwachung und mögliche
Identifizierung (potenziell) Teilnehmende von
der Wahrnehmung ihrer Grundrechte abschre-
cken könne (BVerfG 65, 1, 43). Bisher liegen
kaum sozialwissenschaftliche Forschungen vor,
die diese hoch plausible Annahme tatsächlich
empirisch bestätigen.14 Eine Pilotstudie (Ull-
rich 2012: 39ff) verdeutlicht aber, dass zumin-
dest vielschichtigere reaktive Verhaltensweisen
zu erwarten sind. So berichteten Demonstrie-
rende tatsächlich von Bedrohungs-, Ohnmachts-
und Verunsicherungsgefühlen bis hin zu tat-
sächlicher Abschreckung. Zugleich kann die
mit dem Gefilmtwerden verbundene Wahrneh-
mung von Delegitimierung des eigenen politi-
schen Anliegens auch offensives (Selbstschutz)
und sogar aggressives Handeln hervorbringen.
Zudem gibt es kollektive Reaktionen: Kampa-
gnen gegen Gesetzesverschärfungen, Demons-
trationsbeobachtung und juristisches Vorgehen
wie in den oben dokumentierten Fällen. Aber
es gibt auch Gewöhnungstendenzen bis hin
zur teilweisen Übernahme der heteronomen
Überwacher_innenlogiken (Ullrich 2012: 49).
Da viele Selbstschutzmaßnahmen gegen poli-
zeiliche Videographie wie Vermummung und
Uniformierung illegalisiert sind, haben sich auch
Reaktionsmuster herausgebildet, die genuin mit
Technik verbunden sind, insbesondere Formen
von Gegenüberwachung.
Schon lange nutzen Videoteams in Protest-
bewegungen Filmkameras, um die eigene Sicht
der Dinge festzuhalten und gegebenenfalls auch
bei Polizeigewalt Beweise zu sichern. Immer
wieder gibt es dagegen polizeiliche Unterbin-
dungsanstrengungen durch Behinderung, Kon-
trolle oder Beschlagnahmung (Wilson/Serisier
2010).15 Mit dem Aufkommen der Handyka-
meras jedoch ist das Phänomen der Gegenüber-
wachung ubiquitär geworden. Immer wieder
dokumentieren spektakuläre Bilder, die auf
Videoplattformen gepostet werden, Vorfälle, die
die Polizei auch massiv unter Druck setzen
können, insbesondere, wenn die Berichte von
großen Medien aufgegriffen werden, was eine
„Neue Sichtbarkeit“ der Polizei schafft (Thomp-
son 2005; Goldsmith 2010).
Die Gegenüberwachung bleibt jedoch nicht
bei der einfachen Skandalisierung stehen. Im
Fall eines besonders spektakulären Polizeiüber-
griffs auf der „Freiheit-Statt-Angst“-Demonst-
ration im Jahr 2009 kam es zunächst zur
durchaus schon erfolgreichen Verbreitung ei-
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ner Sicht des Geschehens, die die polizeiliche
Darstellung in Frage stellte, eine öffentliche
Debatte auslöste und schließlich auch zur Zah-
lung einer Entschädigung an den geschädig-
ten Protestierenden führte. Der Chaos Com-
puter Club (CCC) produzierte zudem kom-
plexe „Gegenevidenz“ (Tuma in press). Wäh-
rend eines Kongresses rekonstruierten und ana-
lysierten Aktivist_innen den Ablauf des Ge-
schehens mithilfe mehrerer Handyaufnahmen
auf einem Split-Screen aus zeitlich synchroni-
sierten Perspektiven unterschiedlicher Kame-
ras. Ziel war die Konstruktion einer bildli-
chen Evidenz auf höherem Niveau als im
Ausgangsvideo (Tuma in press). Die Hacking-
Aktivist_innen des CCC gehörten auch zu den
ersten, die eigene Drohnen einsetzten. Wäh-
rend des G8-Gipfels in Heiligendamm doku-
mentierten sie somit Polizeiverhalten. Damals
steckte die Technik auch privat zu betreibender
Kleindrohnen noch in den Kinderschuhen und
setzte einige Kompetenz voraus. Mittlerweile
sind einfache Drohnen schon für etwa 50 Euro
zu erwerben, in einer Fan-Szene weit verbreitet
und wurden verschiedentlich zur Gegenüberwa-
chung eingesetzt, sodass Journalist_innen schon
von der „Bürgerdrohne“ als „Gegenmacht“ spre-
chen (von Brackel 2012).
Bei aller Hoffnung auf eine „new accoun-
tability“ der Polizei (Eijkman 2011) bleibt das
technisch machbare aber auch bei Protestie-
renden umstritten. Denn Aufnahmen auf De-
monstrationen müssen nicht immer deren In-
teressen dienen, können auch ungewollte Din-
ge festhalten oder von der Polizei beschlag-
nahmt werden und tragen so selbst zum Ubi-
quitärwerden von Überwachung bei.
6 | Videoüberwachung als Paradigma
Die Analyse zeigt, dass sich beim Phänomen
der Videoüberwachung von Demonstrationen
alle eingangs erwähnten Relationen von Pro-
test und Technik wiederfinden. Zwar domi-
niert das Moment des Objektcharakters sozia-
ler Bewegungen für Überwachungstechnik.
Doch gleichzeitig und in Reaktion darauf
kommt es zu einer Technikaneignung und sogar
-entwicklung durch Protestbewegungen und zu
einer Politisierung der Technologie.
Videoüberwachung von Protest ist paradig-
matisch für gegenwärtige Formen der Über-
wachung. Deren Ausmaß hat sich durch recht-
liche und technische Entwicklungen zu Un-
gunsten von Protestierenden verschoben. Vi-
deoüberwachung wird selbstverständlicher und
vernetzter. Innovationen wie verdeckte oder
automatisierte Überwachung minimieren dage-
gen ihre Berechenbarkeit. Dies markiert eine
neue Stufe der Erwartungs- und Folgenunsi-
cherheit von Videoüberwachung. Videoüberwa-
chung ist also konkretes Machtmittel in Kon-
flikten zwischen Polizei und Protestierenden
insbesondere zur Herstellung von Evidenz und
abstrakte Anrufung an Selbstführung der Über-
wachten zugleich (Heßdörfer et al. 2010;
Baumgarten/Ullrich 2012).
Diese Überwachungskonstellation hat auch
paradoxe Folgen. Protestierende reagieren auf
die zunehmende Videoüberwachung auch mit-
tels Gegenüberwachung, um die Machtasym-
metrie zwischen sich und der Polizei abzuschwä-
chen. Doch diese Form der Selbstermächtigung
ist auch ein Ausgangspunkt neuer polizeilicher
Überwachungstechniken und somit Teil einer
Überwachungsspirale (Marx 2003; Monahan
2006; Fernandez/Huey 2009; Goldsmith 2010).
Gerade die Tendenzen hin zur Automatisie-
rung von Kontrolltechnologien (von automati-
sierten Abgleichen mit Bilddatenbanken von
Protestierenden bis hin zur bewaffneten auto-
nomen Drohne) zeigen, dass hier nur schwer
kontrollierbare technologiebasierte Eigendyna-
miken losgetreten werden (Rötzer 2012). Es
steht zu befürchten, dass Demonstrationen
damit auch zu einem immer mehr staatlich
regulierten Raum werden – auf Kosten der
expressiven Momente politischer Artikulation.
Dr. phil. Dr. rer. med. Peter Ullrich ist Co-
Leiter des Forschungsbereichs „Soziale Bewe-
gungen, Technik, Konflikte“ am Zentrum Tech-
nik und Gesellschaft der Technischen Univer-
sität Berlin. Kontakt: ullrich@ztg.tu-berlin.de
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Anmerkungen
1 Mein Dank gilt neben den Herausgeber_in-
nen für ihre Hinweise insbesondere Clemens
Jakob Poldrack für Recherchen und Kom-
mentare zum Text.
2 Besonders wichtig war dieser Aspekt in der
medialen Berichterstattung über den „Arabi-
schen Frühling“, empirisch bestätigt wurde
die Bedeutung von Social Media u.a. für
spontane Bewegungen wie „Occupy“ (Brink-
mann et al. 2013) und die neuen Montags-
demos, die „Mahnwachen für den Frieden“
(Daphi et al. 2014).
3 Diese Aspekte können hier nicht vertieft
werden, weshalb eine Schlagwortsammlung
die Breite jüngerer brisanter Entwicklungen
veranschaulichen soll: großer Lauschangriff,
Drohnen, Handyortung und -überwachung,
Funkzellenabfragen, Bundestrojaner, daten-
sammlungsbasierte „Pre-Crime“-Strategien.
4 Damit ist der polizeiliche Umgang mit Pro-
test gemeint. Der englische Begriff wird ver-
wendet, da sich die deutsche Bezeichnung
„polizieren“ bisher nicht durchgesetzt hat.
5 Zur grundsätzlichen rechtlichen Bewertung
des Komplexes vgl. Koranyi/Singelnstein
(2011).
6 So hat die Gewerkschaft der Polizei (GdP)
das Berliner Verwaltungsgerichtsurteil zur an-
lasslosen Videoüberwachung kritisiert und of-
fensiv für präventive Überwachung (nicht






7 Beweissicherungs- und Dokumentationskraft-
wagen der Berliner Polizei. Schriftliche An-
frage von Christopher Lauer (PIRATEN)




















14Dem abzuhelfen ist erklärtes Ziel des seit
Mai 2014 laufenden und von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft finanzierten For-
schungsprojekts „Videoüberwachung von
Versammlungen und Demonstrationen. Pra-
xis und Wissensformen von Polizei und Pro-




15Vgl. auch das Urteil des Verwaltungsgerichts
Freiburg (4 K 2649/10) gegen die Polizei,
die versucht hatte, die Dokumentation ihres
Verhaltens beim sogenannten „Freiburger
Kessel“ zu unterbinden und den beispielhaf-
ten Bericht des Fotographen Sascha Rheker
(Rheker 2014).
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1 | Einleitung: Inklusion antizipierten
möglichen Protests in Forschungs-
prozesse?
Partizipation steht als Kooperationsperspekti-
ve seit Jahrzehnten ganz oben auf der wissen-
schaftlichen Agenda. Gerade in der Risikokom-
munikation und Innovationsentwicklung wird
auf die verschiedenen Segnungen von Partizi-
pation hingewiesen. Insbesondere dominiert die
Annahme, dass Partizipation zu einem besse-
ren Wissen führen würde, weil Laien oder zi-
vilgesellschaftliche Organisationen (englisch ab-
gekürzt: CSOs) aus ihrem Kontextwissen heraus
zu einer funktionalen Spezifizierung wissen-
schaftlichen Wissens und damit zu Effektivi-
tätssteigerungen beitragen können (vgl. Epstein
1996; Hippel 2005). Genereller kann dies als
Steigerung der Kontextsensibilität von Wissen-
schaft adressiert werden (Delisle et al. 2005).
Eine besondere Rolle nimmt dabei die Erwei-
terung politischer Legitimität ein (Bogner
2005). Vor diesem Hintergrund lässt sich in
der gegenwärtigen politischen Landschaft nicht
weiter überraschend ein Mainstreaming von Par-
tizipation beobachten. In der EU wurde unter
der Leitidee einer Europäischen Wissensgesell-
schaft das Leitbild Responsible Research and
Innovation im neuen Forschungsrahmenpro-
gramm Horizon 2020 verankert (Schomberg
Partizipation von zivilgesellschaftlichen Organisationen in
Innovationsentwicklung und Risikobewältigung
Stefan Böschen/Simon Pfersdorf
2013). Partizipation also aller Orten. Was je-
doch bedeutet dies für Forschungsprozesse?
Diese Frage ist auch deshalb von hoher
Bedeutung, weil Partizipation in ganz unter-
schiedlichen Formen erfolgen kann. In den al-
lermeisten Fällen handelt es sich um „eingela-
dene“ Partizipation, da die Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher Akteure als top-down-Aktivität
eingeführt wird. Abzugrenzen sind hiervon
Prozesse, bei denen sich Partizipation „unein-
geladen“ vollzieht (vgl. z.B. Wehling 2012).1
Es stellt sich also die Frage, was bei der Inten-
sivierung eingeladener Partizipation in For-
schungsprozessen passiert. Mindert die projekt-
förmige Gestaltung von Partizipation den Sta-
chel der Kritik, der einen inhärenten Aspekt
von Partizipationswünschen darstellt (vgl. Bog-
ner in diesem Band)? Oder trägt vielmehr Par-
tizipation in Forschungsprozessen (sei sie jetzt
eingeladen oder nicht) dazu bei, den Stachel
der Kritik zielgenauer zu positionieren und zum
Teil der Wissensgenese selbst zu machen? Lässt
sich also in diesem Sinne von einer Inklusion
von Protest sprechen? Und welche Folgen er-
geben sich in solchen Fällen für das Rollenver-
ständnis der beteiligten Wissenschaftler_innen?
Bezogen auf dieses Spektrum von Fragen
soll im Rahmen dieses Aufsatzes eine Perspek-
tive entwickelt werden, welche sich auf die
Bedeutung von zivilgesellschaftlichen Organi-
Themenschwerpunkt
